
Tenor 

1. Eine Person, die sich in einer Situation wie derjenigen der Klägerin 
des Ausgangsverfahrens befindet, ist Arbeitnehmer im Sinne von 
Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses Nr. 1/80 vom 19. September 
1980 über die Entwicklung der Assoziation, der von dem durch 
das Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei errichteten 
Assoziationsrat erlassen wurde, wenn es sich bei der fraglichen 
unselbständigen Tätigkeit um eine tatsächliche und echte Tätigkeit 
handelt. Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, die tatsächlichen 
Prüfungen vorzunehmen, deren es zur Beurteilung der Frage be
darf, ob dies in der bei ihm anhängigen Rechtssache der Fall ist. 

2. Ein türkischer Arbeitnehmer im Sinne von Art. 6 Abs. 1 des 
Beschlusses Nr. 1/80 kann sich auch dann auf das ihm nach 
dem Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei zustehende 
Freizügigkeitsrecht berufen, wenn der Aufenthaltszweck der Einreise 
in den Aufnahmemitgliedstaat entfallen ist. Erfüllt ein solcher 
Arbeitnehmer die in Art. 6 Abs. 1 aufgestellten Voraussetzungen, 
darf sein Recht auf Aufenthalt im Aufnahmemitgliedstaat nicht 
zusätzlichen Bedingungen hinsichtlich des Bestehens von den Auf
enthalt rechtfertigenden Belangen oder der Art der Beschäftigung 
unterworfen werden. 

( 1 ) ABl. C 102 vom 1.5.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 4. Februar 
2010 — Europäische Kommission/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-18/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Freier Dienstleis
tungsverkehr — Verordnung (EWG) Nr. 4055/86 — Art. 1 
— Seeschifffahrt — Häfen von allgemeinem Interesse — 

Hafengebühren — Befreiungen und Ermäßigungen) 

(2010/C 80/08) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
K. Simonsson und L. Lozano Palacios) 

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigte: B. Plaza 
Cruz) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 4055/86 des Rates vom 22. Dezem
ber 1986 zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienst
leistungsverkehrs auf die Seeschifffahrt zwischen Mitgliedstaaten 
sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern (ABl. L 378, 
S. 1) — Häfen von allgemeinem Interesse — Ermäßigungen und 
Befreiungen von Hafengebühren 

Tenor 

1. Das Königreich Spanien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus Art. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 4055/86 des Rates vom 
22. Dezember 1986 zur Anwendung des Grundsatzes des freien 
Dienstleistungsverkehrs auf die Seeschifffahrt zwischen Mitglied
staaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern versto
ßen, dass es die Art. 24 Abs. 5 und 27 Abs. 1, 2 und 4 des 
Gesetzes 48/2003 vom 26. November 2003 über die Wirt
schaftsordnung und die Dienstleistungen der Häfen von allgemei
nem Interesse beibehalten hat, die ein System der Ermäßigungen 
und Befreiungen von Hafengebühren vorsehen. 

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 69 vom 21.3.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 11. Februar 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d’État — 
Frankreich) — Graphic Procédé/Ministère du Budget, des 

Comptes publics et de la Fonction publique 

(Rechtssache C-88/09) ( 1 ) 

(Steuerrecht — Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Reprogra
fietätigkeit — Begriffe „Lieferung von Gegenständen“ und 

„Dienstleistung“ — Unterscheidungskriterien) 

(2010/C 80/09) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Graphic Procédé 

Beklagte: Ministère du Budget, des Comptes publics et de la 
Fonction publique
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Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Conseil d’État — Auslegung der 
Art. 2 Abs. 1, 5 Abs. 1 und 6 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu
ern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer
pflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Repro
graphie — Kriterien für die Unterscheidung zwischen einer Lie
ferung von Gegenständen und einer Dienstleistung im Sinne der 
Sechsten Richtlinie 

Tenor 

Art. 5 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit
gliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuer
system: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ist dahin 
auszulegen, dass die Reprografietätigkeit die Merkmale einer Lieferung 
von Gegenständen aufweist, soweit sie sich auf eine bloße Vervielfäl
tigung von Dokumenten auf Trägern beschränkt, wobei die Befugnis, 
über diese zu verfügen, vom Reprografen auf den Kunden übertragen 
wird, der die Kopien des Originals bestellt hat. Eine solche Tätigkeit ist 
jedoch als „Dienstleistung“ im Sinne von Art. 6 Abs. 1 der Sechsten 
Richtlinie einzustufen, wenn sich erweist, dass sie mit ergänzenden 
Dienstleistungen verbunden ist, die wegen der Bedeutung, die sie für 
ihren Abnehmer haben, der Zeit, die für ihre Ausführung nötig ist, der 
erforderlichen Behandlung der Originaldokumente und des Anteils an 
den Gesamtkosten, der auf diese Dienstleistungen entfällt, im Vergleich 
zur Lieferung von Gegenständen überwiegen, so dass sie für den Emp
fänger einen eigenen Zweck darstellen. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 16.5.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Sechste Kammer) vom 4. Februar 
2010 — Europäische Kommission/Königreich Schweden 

(Rechtssache C-185/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
2006/24/EG — Elektronische Kommunikation — Vorratsspei
cherung von Daten, die bei der Bereitstellung elektronischer 
Kommunikationsdienste erzeugt oder verarbeitet werden — 

Nicht fristgerechte Umsetzung) 

(2010/C 80/10) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
L. Balta und U. Jonsson) 

Beklagter: Königreich Schweden (Prozessbevollmächtigte: A. Falk 
und A. Engman) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass der Vorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 
2006/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von Daten, die bei 
der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kom
munikationsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze er
zeugt oder verarbeitet werden, und zur Änderung der Richtlinie 
2002/58/EG (ABl. L 105, S. 54) nachzukommen 

Tenor 

1. Das Königreich Schweden hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2006/24/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. März 2006 über die Vorratsspeicherung von 
Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektro
nischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunikations
netze erzeugt oder verarbeitet werden, und zur Änderung der 
Richtlinie 2002/58/EG verstoßen, dass es die Rechts- und Ver
waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Das Königreich Schweden trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 180 vom 1.8.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 4. Februar 
2010 — Europäische Kommission/Vereinigtes Königreich 

Großbritannien und Nordirland 

(Rechtssache C-186/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
2004/113/EG — Gleichstellung von Männern und Frauen 
— Zugang zu und Versorgung mit Gütern und Dienstleistun
gen — Nicht fristgerechte Umsetzung in Bezug auf Gibraltar) 

(2010/C 80/11) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
M. Van Beek und P. Van den Wyngaert) 

Beklagter: Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland 
(Prozessbevollmächtigte: H. Walker)
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